
HAUSMITTEILUNGEN

«wobei»
Jetzt ist es geschafft, die erste Nummer des 
neuen WOZ-Magazins «wobei» ist fertig 
und liegt dieser Ausgabe bei  – mit neuem 
Konzept, neuem Format und neuem Layout. 
Sechsmal jährlich wollen wir uns vertieft mit 
Themen auseinandersetzen, wobei einmal 
ein einziger Artikel das Heft füllen kann, ein 
andermal ein vielfältiges Dossier. «wobei» 
startet mit der Filmbeilage: Ein Essay geht 
der Frage nach, weshalb die neuen Rechten 
sich heute derart über Filme wie «The Ma-
trix», «Fight Club» oder «American Psycho» 
freuen. Zudem fi nden Sie zwölf Seiten zum 
Filmfestival Solothurn, das am Erscheinungs-
tag dieser WOZ beginnt. Das nächste «wo-
bei» erscheint am 21. März mit einer grossen 
Reise quer durch Europa.

Neue Bilder fürs «Tagblatt»
Wie lesen wir eine Zeitung, wenn das Bild-
material nur aus einer einzigen Quelle 
stammt? Welche Bilder wecken unser Inter-
esse am tagesaktuellen Geschehen? Wie viel 
Zeitgeschehen steckt in einer künstlerischen 
Arbeit? Im Rahmen der Ausstellung «Tem-
poräre Gefüge» des St. Galler Malers und 
Installationskünstlers Felix Stickel bebildert 
der WOZ-Bildredaktor und Fotograf Florian 
Bachmann am Samstag, 26.  Januar, von 14 
bis 18 Uhr an der Kugelgasse 3 in St. Gallen 
mithilfe von Drucker und Schere  live die ak-
tuelle Ausgabe des «St. Galler Tagblatts» mit 
Material aus dem Archiv von Stickel.

Gute Besserung!
Leider kann diese Woche die Kolumne 
«Diesseits von Gut und Böse» nicht erschei-
nen. Autorin Karin Hoffsten ist erkrankt. Wir 
wünschen gute Besserung.

 RUEDI WIDMER

 Unten links

2      WOZ   Nr. 4   24. Januar 2019  

100 WÖRTER

Fredendonk verschiebt sich
Fredendonk, der sämtliche Feiertage tradi-
tionell verschlafen und sich einen eigenen 
Kalender ausgedacht hatte, der diese Zeit 
systematisch umschichtete, kehrte erst am 
zehnten Januar wieder auf die Schiene der 
offi ziellen Zeitrechnung zurück. Aus prak-
tischen Gründen war dies auch der erste 
Tag, an dem er erneut Kontakt mit seinen 
Mitmenschen aufnahm, die in der Zwischen-
zeit derart verschoben waren, dass jegliche 
Kommunikation scheitern musste. Erst Mitte 
Monat, wenn allen bewusst wurde, dass die 
auf diese Zeit verschobenen Vorsätze und 
Zusammenkünfte unmöglich einzuhalten 
waren und der Alltagstrott unweigerlich die 
Herrschaft übernahm, kam jene resignierte 
Gelassenheit zurück, die Fredendonk für das 
Zusammenleben für unentbehrlich hielt.

STEPHAN PÖRTNER

Stephan Pörtner ist Krimiautor («Köbi der 
Held») und lebt in Zürich. Für die WOZ 
schreibt er Geschichten, die aus exakt 
100 Wörtern bestehen. Weitere «100 Wörter» 
finden Sie auf www.woz.ch.

BILDUNG

Privatschulen für alle?
Die «Elternlobby» fordert die freie Schulwahl. Doch allen schönen 
Wünschen zum Trotz würde damit die öffentliche Bildung ruiniert.

VON LINDA STIBLER

Mit dem Ruf nach «freien Schulen» sam-
melt ein Verein namens Elternlobby derzeit 
Unterschriften. In den Kantonen Aargau, 
Basel-Landschaft, Basel-Stadt, Bern, Frei-
burg, St. Gallen, Zürich und Wallis hat er 
Petitionen lanciert, mit denen er die «freie 
Schulwahl für alle» fordert, und zwar kos-
tenlos. Eltern, die ihre Kinder in eine Privat- 
oder Alternativschule schicken möchten, 
müssten das ohne fi nanziellen Mehrauf-
wand tun können.

Der Verein Elternlobby wurde im Jahr 
2002 gegründet. Er setzt sich ausschliess-
lich für die freie Schulwahl der Eltern ein. 
Zehn Jahre ist es her, dass die Lobby in den 
Kantonen Basel-Landschaft, St. Gallen und 
Thurgau Volksinitiativen einreichte. Da-
mals stand die Idee von sogenannten Bil-
dungsgutscheinen im Vordergrund: Eltern, 
die ihre Kinder in private Schulen schicken, 
sollten vom Staat – also von Kantonen und 
Gemeinden – mit jenem Anteil entschädigt 
werden, der dem entspricht, was ein Kind 
in der öffentlichen Volksschule kostet. Von 
dieser Idee wollte damals die Mehrheit der 
StimmbürgerInnen nichts wissen.

Religiöse Ausrichtung möglich

Inzwischen haben die Reformen um die 
Harmonisierung der Volksschule (Har-
mos) die Eltern verunsichert, Leistungs-
druck und Schulstress steigen. Und man-
che  Eltern suchen Abhilfe in Privatschulen, 
die mehr Rücksicht auf die individuellen 
Be gabungen und Defi zite ihrer Kinder 
 nehmen.

Laut Petitionstext sollen innerhalb 
der staatlichen Schulen Schwerpunkte ent-
wickelt werden, aus denen die Eltern die 
passende Variante für ihr Kind frei wählen 
können. Es sollen aber auch freie Schulen 
entstehen oder berücksichtigt werden, die 
nach eigenen pädagogischen Konzepten 
organisiert sind. Sie sollen von der öffent-
lichen Hand fi nanziert werden, sofern sie 
dieselben Regeln wie die Staatsschulen 
einhalten. Sollten Eltern eine Privatschu-
le wählen, dann könnten die betreffenden 
Schulen staatliche Beiträge erhalten, sofern 
diese Schulen einen offenen und unent-
geltlichen Zugang gewährleisten ohne eth-
nische oder religiöse Einschränkungen.

Es ist ein beeindruckender Wunsch-
katalog, den die Petition formuliert. Doch er 
lässt viele Fragen offen. Für die zu schaffen-
den Alternativmodelle hat die Elternlobby 
den Begriff der «freien Schulen» erfunden. 
Nach ihrer Vorstellung sollen diese eine 
private Trägerschaft haben. In der Wahl des 
Schulmodells wären sie frei: Denkbar sind 
zum Beispiel Rudolf-Steiner-Schulen, Schu-
len für Hochbegabte, aber auch solche mit 
einer religiösen Ausrichtung.

Ein Blick in die USA genügt

Diese Schulen sollen vom Staat voll fi nan-
ziert werden und müssten die gleichen 
Bedingungen wie die öffentlichen Schulen 
erfüllen: So dürfen sie kein zusätzliches 
Schulgeld verlangen und keine Gewinne 
erwirtschaften. Wie der offene Zugang tat-
sächlich gewährleistet werden kann, bleibt 
dabei völlig unklar. Freie Schulen würden 
kaum Kinder aufnehmen, die einen höhe-
ren Betreuungsaufwand benötigen. Auch 
könnte eine Gewinnbeschränkung nicht 
verhindern, dass mächtige private Sponso-
ren bestimmte Schulen besonders fördern.

Käme noch die Frage des Perso-
nals, also der Lehrpersonen, hinzu. Wer 
entscheidet über die Löhne und die Mit-
sprache? Eines wird klar: Die öffentlichen 
Staatsschulen kämen unter Druck, weil 
sie als Einzige ausnahmslos allen Kindern 
eine Grundbildung ermöglichen müssen.

Es geht also wieder einmal ums liebe 
Geld und darum, wie viel die öffentliche 
Hand den einen oder anderen zukommen 
lässt. Denn die Idee dieser Art von «freien 
Schulen» basiert auf dem Credo des freien 
Marktes und des Wettbewerbs. Das ist das 
Bedenkliche an der ursprünglich sympa-
thisch wirkenden Idee.

Fragwürdig ist auch, dass die Eltern-
lobby seltsame Argumente für ihre Petitio-
nen ins Feld führt. Sie wirbt mit angeblich 
erfolgreichen Modellen aus dem Ausland, 
etwa den Charter Schools in den USA, die 
genau mit diesem Modell die staatlichen 
Schulen ruiniert und zu Restschulen für 
den ärmeren Teil der Bevölkerung degra-
diert haben. Das könnte auch bei uns pas-
sieren. Der Privatisierung der öffentlichen 
Schulen wäre Tür und Tor geöffnet.

#DIGI

E-Voting-Initiative startet
An diesem Freitag wird in Bern eine ausser-
gewöhnliche Medienkonferenz stattfi nden: 
Links und Rechts mit IT-Cracks und Akti-
vistInnen vereint. Sie werden die Initiative 
«Für eine sichere und vertrauenswürdige 
Demokratie»  – oder kurz: «E-Voting-Mo-
ratorium»  – präsentieren. SVP-Nationalrat 
Franz Grüter präsidiert das Initiativkomitee, 
mit dabei sind aber auch der grüne Natio-
nalrat Balthasar Glättli, die Zürcher FDP-
Kantonsrätin Prisca Koller, der IT-Rechts-
experte Martin Steiger sowie Vertreter 
vom Chaos Computer Club.

Seit geraumer Zeit herrscht beim 
Bund ein Digitalisierungstaumel. Die Leute 
sollen unbedingt online abstimmen und 
wählen können. Klingt modern, ist aber 
furchtbar naiv, weil sich das heute nicht si-
cher gestalten lässt. Die Initiative will des-
halb das E-Voting verbieten, bis eine wirk-
lich sichere Lösung präsentiert wird. «Si-
cher und vertrauenswürdig bedeutet, dass 
das Verfahren der Ergebnisermittlung ohne 
besondere Sachkenntnisse durchschaubar 
sein muss», erklärt Hernâni Marques vom 
Chaos Computer Club. Diese Transparenz 
funktioniert digital nur, wenn sämtliche 
Programme offengelegt werden. Dann 
würde man aber auch sehen, wie die Leute 
abgestimmt haben  – es wäre die digitale 
Landsgemeinde, ohne Stimmgeheimnis. 
Bei delikaten Vorlagen hätte sie den Effekt, 
dass viele Leute nicht mehr stimmen wür-
den, wie sie denken – sondern wie es von 
ihrer Umgebung erwartet wird.

Das aktuelle Papiersystem garantiert 
beides, Sicherheit und Stimmgeheimnis. Klar 
könne auch heute betrogen werden, sagt 
Marques: «Die Unterschriften müssten aber 
handschriftlich gefälscht werden, das ist beim 
E-Voting nicht so. Ob ein Mensch oder ein 
Computer eine Stimme abgesetzt hat, ist 
bei der elektronischen Stimmabgabe nicht 
einmal feststellbar.» Nachzählen geht beim 
 E-Voting auch nicht. Entweder wiederholt 
man bei einem Missbrauchsverdacht die 
Abstimmung, oder man befeuert das Miss-
trauen. Wenn die Leute den Wahl- und Ab-
stimmungsresultaten nicht mehr trauen, be-
droht das die Demokratie existenziell.

Die Unterschriftensammlung beginnt 
in zwei Wochen. Doch am Freitagnachmittag 
startet ein «pledge»: Wenn alle WOZ-Leser-
Innen fünf Unterschriften versprechen, steht 
die Initiative in Kürze.  SUSAN BOOS

www.evoting-moratorium.wecollect.ch
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